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Jahrgang 1914 


(Nr. 11357.) Geſetz zur Ergänzung des Geſetzes über die Haftung des Staates und anderer 
Verbände für Amtspflichtverletzungen von Beamten bei Ausübung der öffent- 
lichen Gewalt vom J. Auguſt 1909 (Geſetzſamml. S. 691). Vom 14. Mai 1914. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen dc, 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: s 
Einziger Artikel. 
In das Geſetz über die Haftung des Staates und anderer Verbände für 
Amtspflichtverletzungen von Beamten bei Ausübung der öffentlichen Gewalt vom 
1. Auguſt 1909 (Gejegjamml, S. 691) wird folgende Beſtimmung eingefügt: 


l a § 4a. 

Die Vorſchriften der §§ 1 bis 3 finden ferner auf die Lehrer und die 
Lehrerinnen eines Schulverbandes Anwendung. i 

Das Gleiche gilt für die Lehrperſonen der Schulſozietäten ſowie der ſonſtigen 
zur Unterhaltung von öffentlichen Unterrichtsanſtalten verpflichteten Verbände und 
Stiftungen des öffentlichen Rechtes. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Wiesbaden, den 14. Mai 1914. 


(L. S.) Wilhelm. 


v. Bethmann Hollweg. v. Tirpitz. Delbrück. Beſeler. 
v. Breitenbach. Sydow. v. Trott zu Solz. Frhr. v. Schorlemer. 
Lentze. v. Falkenhayn. v. Loebell. 
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Ausgegeben zu Berlin den 29. Juni 1914. 
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(Nr. 11358.) Geſetz zur Abänderung des Geſetzes über die Zuſtändigkeit der Verwaltungs 
und Verwaltungsgerichtsbehörden vom 1. Auguſt 1883 (Geſetzſamml. S. 237) 
Vom 18. Juni 1914. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de, 
verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 

Artikel 1. 

Der $ 155 des Geſetzes über die Zuſtändigkeit der Verwaltungs- und Ver— 
waltungsgerichtsbehörden vom 1. Auguſt 1883 Geſetzſamml. S. 237) erhält 
folgende Faſſung: 

Gegen den Beſcheid der höheren Verwaltungsbehörde, durch den 
der Antrag auf Aufnahme, auf Einbürgerung und auf Entlaſſung in 
den im § 40 Abſ. 1 des Reichs- und Staatsangehörigkeitsgeſetzes vom 
22. Juli 1913 (Reichs-Geſetzbl. S. 583) aufgeführten Fällen abgelehnt 
worden iſt, findet innerhalb zwei Wochen die Klage bei dem Ober— 
verwaltungsgerichte ſtatt. 


Artikel 2. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage ſeiner Verkündung in Kraft. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und . 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Neues Palais, den 18. Juni 1914. 


(I. S.) Wilhelm. 

v. Bethmann Hollweg. v. Tirpitz. Delbrück. Beſeler. 

v. Breitenbach. Sydow. v. Trott zu Solz. Frhr. v. Schorlemer. 
Lentze. v. Falkenhayn. v. Loebell. 


Redigiert im Bureau des Staatsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
Beſtellungen auf einzelne Stücke der Preußiſchen Geſetzſammlung und auf die Hanpt⸗Sachregiſter (1806 bis 1883 zu 6,25 A 
und 1884 bis 1903 zu 2,40 ) find an die Poſtauſtalten zu richten. 


